
Was haben Handelspolitik und Umweltschutz 
miteinander zu tun? Mehr als man denkt. 
Wussten Sie zum Beispiel, dass das US-ameri-
kanische Öl- und Gasunternehmen Lone Pine 
Ressources Inc. gerade Kanada auf rund 168 
Millionen Euro Entschädigung verklagt, weil 
es sich wegen einer Umweltverträglichkeits-
prüfung ungerecht behandelt fühlt?1 Kanada 
hatte in Quebec die Förderung von Erdgas 
mittels Fracking untersagt, bis eine Analyse 
zu den schwer abschätzbaren ökologischen 
Folgen des Vorhabens fertiggestellt ist. Fra-
cking birgt erhebliche Umwelt- und Gesund-
heitsrisiken. Unter anderem können giftige 
Chemikalien ins Grund- und Trinkwasser ge-
langen. Und haben Sie davon gehört, dass das 
schwedische Energieunternehmen Vatten-
fall 2009 Deutschland auf 1,4 Milliarden Euro 
Schadensersatz verklagte, weil Deutschland 
schärfere Umweltauflagen für das Kohlekraft-
werk in Hamburg-Moorburg durchsetzte?2 
Das Verfahren endete nach zwei Jahren mit 
einer Einigung: Deutschland nahm einen Teil 
der Umweltauflagen zurück.3

Konzerne vs. Umweltschutz: 
Zahlen und Fakten

Klagen wie diese haben einen erhebli-
chen Einfluss auf Umweltpolitik, und sie 
werden durch die Handelspolitik ermög-
licht. Ein wichtiger Bestandteil der globalen 

Handelspolitik sind bilaterale Handels- und In-
vestitionsverträge wie CETA oder das EU-Sin-
gapur Abkommen. Allein Deutschland hat 
131 solcher Abkommen unterzeichnet.4 Diese 
beinhalten Abmachungen zum Investitions-
schutz, unter anderem so genannte Konzern-
klagerechte. Unternehmen bekommen damit 
das Recht Staaten auf Entschädigungszahlun-
gen zu verklagen, wenn sie ihre Profite durch 
Gesetze oder Regulierungen zum Schutz der 
Umwelt gefährdet sehen. Sie können Staaten 
dann vor intransparenten Schiedsgerichten 
verklagen. Und das tun sie auch. 942 Inves-
tor-Staat-Schiedsverfahren (auf Englisch In-
vestor-State-Dispute-Settlement, kurz ISDS) 
hat die Welthandels- und Entwicklungskon-
ferenz der Vereinten Nationen (UNCTAD) bis 
Dezember 2018 aufgezeichnet.5 Die UNCTAD 
erfasst jedoch nicht alle Klagen. Die Dunkel-
ziffer ist noch höher. Von den bekannten 942 
ISDS Fällen kommen 395 Fälle aus den Be-
reichen Landwirtschaft, Bergbau, Elektrizität/
Gas oder Wassermanagement  – haben also 
einen Bezug zu Umwelt und Rohstoffen. 222 
dieser Fälle wurden bereits entschieden. Da-
von gingen rund ein Drittel zu Gunsten des 
Investors und ein Drittel zu Gunsten des Staa-
tes aus. Die übrigen Fälle wurden, wie im Fall 
von Vattenfall und der Klage zum Kohlekraft-
werk Hamburg-Moorburg anderweitig bei-
gelegt. Bei den Zahlen ist jedoch wichtig im 
Auge zu behalten, dass auch in Fällen, die zu-
gunsten des Staates entschieden werden, die 
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Verfahrenskosten enorm hoch sind. Im Durch-
schnitt fallen etwa 7 Millionen Euro für die Ge-
richtskosten an  – und die kommen aus der 
Tasche der SteuerzahlerInnen.6 Schon die Dro-
hung eines Investors einen Staat verklagen 
zu wollen, birgt daher die Gefahr, dass dieser 
geplante Bestimmungen zum Umweltschutz 
zurückzieht.

ISDS im neuen Gewand

In den vergangenen Jahren gab es viel Kritik 
an den Konzernklagerechten. Als Reaktion 
hierauf hat die EU damit begonnen, eine Re-
form der Konzernklagerechte umzusetzen. Sie 
hat hierfür das so genannte Investitionsge-
richtssystem (Investment Court System, ICS) 
entwickelt. Dieses System wurde beispiels-
weise im CETA-Abkommen festgeschrieben, 
dem bilateralen Freihandelsabkommen zwi-
schen Kanada und der Europäischen Union. 
CETA wurde allerdings bis Anfang 2019 noch 
nicht von allen EU-Mitgliedsstaaten ratifiziert. 
Mittelfristig versucht die EU die bestehenden 
ISDS- sowie die neuen ICS-Vereinbarungen 
in einen Multilateralen Gerichtshof (Multila-
teral Investment Court, MIC) zu überführen. 
Zwar gibt es bei diesem „reformierten“ Sys-
tem einige Neuerungen, beispielsweise bei 
der Frage, wie die SchiedsrichterInnen aus-
gewählt werden. Allerdings beziehen sich die-
se Veränderungen fast ausschließlich auf die 
Ausgestaltung und den Ablauf der Schieds-
verfahren. Das Fundament des ISDS-Systems 
bleibt hingegen unangetastet.7 Es wird ein 
paralleles Rechtssystem geschaffen, das mit 
dem Rechtsstaatsprinzip „gleiches Recht al-
ler vor dem Gesetz“ bricht. Vor Schiedsgerich-
ten, ebenso wie vor den geplanten ICS und 

MIC können nur Investoren klagen. Weder 
Regierungen oder Gemeinden noch zivilge-
sellschaftliche Gruppen oder Privatpersonen 
können vor einem solchen Investitionsgericht 
Klage einreichen. Investoren erhalten also 
weitreichende Rechte, umgekehrt aber keine 
Pflichten, die den Schutz von Menschenrech-
ten und der Umwelt betreffen. Das System 
bleibt sehr einseitig. Kritisch ist darüber hin-
aus, dass gefährliche Klauseln aus dem ISDS, 
wie die „faire und gerechte Behandlung“ fast 
vollständig beim ICS und dem geplanten 
MIC übernommen wurden. Auch wenn die 
EU-Kommission versucht, das Investitionsge-
richtssystem (ICS) und den Multilateralen In-
vestitionsgerichtshof (MIC) als eine deutliche 
Verbesserung zum ISDS-System zu verkaufen, 
bleiben die Gefahren für den Umweltschutz 
doch die Gleichen. Auch vor dem geplanten 
MIC könnten Unternehmen wie Vattenfall 
weiterhin gegen Deutschland klagen, wenn 
sie sich durch Umweltauflagen, wie beim 
Kohlkraftwerk Hamburg-Moorburg, nicht fair 
und gerecht behandelt fühlen.

Investor gegen Umwelt: 
der Fall Chevron

2009 klagte der amerikanische Öl-Gigant Che-
vron auf Basis eines bilateralen Handelsab-
kommens zwischen Ecuador und den USA vor 
einem internationalen Schiedsgericht gegen 
Ecuador.8 Zuvor hatte ein ecuadorianisches 
Gericht den Konzern zu einer Strafzahlung von 
rund 8,3 Milliarden Euro verurteilt.9 Chevron 
förderte zwischen 1964 und 1991 1,7 Milliarden 
Barrel Öl im ecuadorianischen Amazonasge-
biet.10 Die giftigen Abwässer, die dabei ent-
standen, ließ der Konzern direkt in Flüsse und 
Bäche pumpen, statt sie fachgemäß zu ent-
sorgen. Bis heute ist die Region nachweislich 
mit Erdöl und giftigen Schwermetallen belas-
tet. Dies stellt eine große Gefahr für das sen-
sible Ökosystem des Amazonas dar, ebenso 
wie für die Gesundheit der etwa 30.000 An-
wohnerInnen. Die Strafzahlung von Chevron 
sollte gewährleisten, dass das kontaminierte 
Gebiet gesäubert und die Gesundheitsversor-
gung der Bevölkerung sichergestellt werden 
kann.

Chevron klagte vor einem internationalen 
Schiedsgericht gegen diese Strafzahlung. 
Chevron argumentierte, dass ihm durch die 
Strafzahlung nicht die „faire und gerechte Be-
handlung“ zuteilkomme, die ihm laut des In-
vestitionsschutzabkommens zustehe.11 Das 
Schiedsgericht gab dem Konzern Recht und 
urteilte 2018, dass der Konzern von jeglicher 
Verantwortung freizusprechen sei.12 Dieser 
Fall zeigt eindrucksvoll, wie gefährlich Kon-
zernklagerechte für den Umweltschutz sind. 
Zudem wird deutlich, dass eine internationale 

„Faire und gerechte 
 Behandlung“
Die „faire und gerechte Behandlung“, die in 
Investitionsschutzabkommen festgeschrie-
ben ist, besagt, dass sich die Vertragsparteien 
dazu verpflichten, allen abgedeckten Inves-
titionen eine gerechte und billige Behand-
lung zuteilwerden zu lassen. Im bilateralen 
Handelsabkommen zwischen Deutschland 
und Kanada (CETA) wurde festgelegt, dass 
die „faire und gerechte Behandlung“ bei-
spielsweise durch „Rechtsverweigerung“, 

 „gezielte Diskriminierung“ oder „offenkundige 
Willkür“ verletzt wird. Problematisch ist hier, 
dass es einen breiten Interpretationsspiel-
raum für Investoren und SchiedsrichterInnen 
gibt, wann beispielsweise ein Fall „offensicht-
licher Willkür“ vorliegt. Konzerne berufen 
sich bei ihren Klagen besonders häufig auf 
die Klausel zur „fairen und gerechten Be-
handlung“ und sind damit oft erfolgreich.
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Haftbarkeit von global agierenden Konzernen 
fehlt. Investitionsschiedsgerichtsverfahren 
setzen, wie im Fall von Chevron gegen Ecu-
ador, die nationale Rechtsprechung außer 
Kraft. Gleichzeitig gibt es keine Instanz, die 
Konzerne im Ausland für Menschenrechtsver-
letzungen haftbar machen und Strafen durch-
setzen kann – denn vor den Schiedsgerichten 
dürfen ja nur Investoren klagen.

Chevron ist kein Einzelfall

Der Fall Chevron ist leider kein Einzelfall, wie 
die 395 Klagen vor ISDS-Gerichten mit einem 
Bezug zu Umwelt und Rohstoffen zeigen. Und 
Konzerne klagen auch nicht nur, wenn sie eine 
Strafe zahlen müssen. Im Fall von Vattenfall 
klagte der Konzern auf Schadensersatzzah-
lungen aufgrund von Umweltauflagen. Ein 
anderes Beispiel ist der Fall des US-Unterneh-
mens Ethyl Corporation, das 1997 Kanada auf 
Grundlage des NAFTA-Handelsabkommens 
verklagte. Kanada hatte den Import und Bin-
nentransport eines von dem Unternehmen 
vertriebenen gesundheits- und umweltschä-
digenden Benzinzusatzes verboten. 1998 ei-
nigte sich die kanadische Regierung mit Ethyl 
Corporation auf einen Vergleich: Kanada zahl-
te ca. 11,5 Millionen Euro Entschädigung und 
hob das Verbot auf.13 Auch aus dem Bereich 
der Abfallentsorgung kommen Klagen. 2009 
reichte der spanische Technologie Konzern 
Abengoa eine ISDS-Klage gegen Mexiko auf 
Basis eines bilateralen Investitionsabkom-
mens zwischen Spanien und Mexiko ein.14 Die 
Gemeinde Zimapan hatte sich aus ökologi-
schen Bedenken gegen den Bau einer Ab-
fallentsorgungsanlage ausgesprochen, die 
Abengoa dort errichten wollte.15 Das Schieds-
gericht verurteilte Mexiko daraufhin zu einer 
Entschädigungszahlung von ca. 35 Millionen 
Euro.16 Auch im Bereich Bergbau gibt es zahl-
reiche ISDS-Klagen. Im Juli 2015 reichte der 
kanadische Bergbaukonzern Gabriel Ressour-
ces Klage gegen Rumänien auf Basis eines 
bilateralen Freihandelsabkommens zwischen 
Rumänien und Kanada ein.17 Rumänien hatte 
eine Genehmigung zum Goldabbau, der zwei 
komplette Tallandschaften in Krater verwan-
delt und den massiven Einsatz des hochgifti-
gen Natriumcyanids bedeutet hätte, vorläufig 
gestoppt. Der Konzern argumentiert, das ver-
letze sein Recht auf „faire und gerechte Be-
handlung“ und klagt auf knapp 2,9 Millarden 
Euro Schadensersatz.18 Der Ausgang des Ver-
fahrens ist noch offen.

Diese Beispiele zeigen, wie das ISDS-Sys-
tem legitime Maßnahmen zum Umwelt-
schutz untergraben kann. An diesen 
Gefahren ändert auch die von der EU ange-
strebte Reform des ISDS-Systems nichts. Auch 
vor dem von der EU geplanten Multilateralen 

Ein Wort zur 
 Bundesregierung
Im Koalitionsvertrag von 2018 spricht sich 
die Bunderegierung dafür aus verbindliche 
soziale, menschenrechtliche und ökologi-
sche Standards in EU-Handels-, Investitions- 
und Wirtschaftspartnerschaftsabkommen 
einzuführen. Doch gleichzeitig zementiert 
die Bundesregierung mit ihren konkreten 
Schritten der Ratifizierung von CETA und 
einer Wiederaufnahme der transatlantischen 
Verhandlungen (TTIP reloaded) den etab-
lierten Kurs der EU-Handelspolitik mit all 
seinen Problemen. Die Regierung verweigert 
sich einem sanktionsbasiertem Ansatz, um 
menschenrechtlichen und ökologischen 
Standards Durchschlagkraft zu verschaffen. 
So stehen auch weiterhin eine unverbind-
liche Rhetorik zu Nachhaltigkeitsstandards 
und Menschenrechten sehr durchsetzungs-
starke Investorenrechte gegenüber.

Investitionsgerichtshof oder dem Investitions-
gerichtssystem hätten die Konzerne mit ihren 
Klagen wahrscheinlich Erfolg gehabt.

Umweltschutz und Handels
politik zusammendenken

Konzernklagerechte, die in bilateralen Han-
delsverträgen festgeschrieben werden, kön-
nen ein echtes Risiko für die Umwelt darstellen. 
Konzerne erhalten damit das Sonderrecht 
Staaten in Investor-Staat-Schiedsverfahren 
(ISDS) zu verklagen, wenn sie durch Umwelt-
auflagen zum Beispiel ihr Recht auf „faire 
und gerechte Behandlung“ gefährdet sehen. 
ISDS-Klagen und -Urteile üben zudem Druck 

Der für die Umwelt besonders kritische Rohstoffsektor initiiert auch
die meisten ISDS-Klagen. Foto: Dominik Vanyi, Unsplash
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auf die Parlamente aus, unbequeme Regu-
lierungen, wie im Fall des Kohlekraftwerks 
Hamburg Moorburg, zurückzunehmen. Ohne 
uneingeschränkte demokratische Hand-
lungsmöglichkeit werden Umweltschutz-
maßnahmen jedoch auf Dauer gegen das 
Profitinteresse der Wirtschaft nicht durchzu-
setzen sein.

Nach massiven Protesten von BürgerInnen 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
gegen ISDS sind die Europäische Union und 
andere Regierungen unter Druck geraten, 
Konzernklagerechte endlich abzuschaffen. 
Die EU versucht jedoch das System mit der 
Einführung des Investitionsgerichtssystems 
(ICS) und mittelfristig einem Multilateralen 
Investitionsgerichtshof (MIC) zu retten. Das 
verheißt nichts Gutes für die Umwelt. Denn 
die kleinteiligen Veränderungen des Systems 
ändern nichts daran, dass Konzerne auch vor 
dem geplanten ICS und MIC weiter gegen 
den Umweltschutz klagen können.19 Egal ob 
wir es zukünftig mit ISDS, ICS oder MIC zu tun 
haben – die Umwelt bleibt durch Konzernkla-
gerechte gefährdet.

Um dies zu verhindern, brauchen wir einen 
konsequenten Ausstieg aus dem ISDS/ICS/
MIC- System und eine Kündigung der be-
stehenden Investitionsschutzabkommen. 
Um den drohenden Klimawandel und die 
zunehmende Zerstörung der Umwelt wirk-
sam zu bekämpfen, brauchen wir zudem 
mehr verbindliche Sorgfaltspflichten für 
Unternehmen, beispielsweise mit dem ge-
planten Abkommen der Vereinten Nationen 
für Wirtschaft und Menschenrechten oder 
einer nationalen Gesetzgebung für Unter-
nehmensverantwortung. Seit Februar 2019 

engagieren sich deshalb europaweit mehr 
als 150 zivilgesellschaftliche Organisationen 
in der Kampagne „Menschenrechte schüt-
zen-Konzernklagen stoppen“. In den ersten 
drei Wochen unterzeichneten bereits mehr 
als 500.000 Menschen die Petition gegen 
Konzernklagerechte.20

Um die drängenden Probleme unserer Zeit anzugehen, brauchen wir einen konsequenten Ausstieg aus dem System 
der Konzernklagen. Foto: William Bossen, Unsplash
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Unser Ziel ist eine ökologisch und sozial 
 gerechtere Weltwirtschaft. 
Dafür setzen wir unsere Expertise in   
Handels‐, Rohstoff‐ und Klimapolitik ein: 
Mit umfassenden Recherchen durch -
leuchten wir politische Prozesse,  
benennen die Probleme eines ungerechten 
globalen Wirtschafs systems und entwickeln 
Handlungsalternativen. 
Um unsere Ziele zu erreichen,  formulieren  
wir politische Forderungen, betreiben 
Informa tions‐ und Bildungsarbeit und 
schmieden starke Bündnisse – mit anderen 
Organisa tionen, sozialen Bewegungen   
und  Bürger*innen. Gemeinsam mischen  
wir uns ein!

Wenn Sie über unsere Arbeit auf dem 
 Laufenden bleiben wollen, dann abonnieren 
Sie unseren Newsletter: 
https://power-shift.de/newsletter-bestellen/

Sie möchten gegen 
 Konzernklagerechte  
aktiv werden und die 
 Umwelt schützen?
Unterstützen Sie jetzt die 
 Europäische Initiative  

„Menschenrechte schützen – 
 Konzernklagen stoppen“

Unterschreiben Sie die Petition  
hier und helfen Sie, dieses 
 ungerechte System zu  beenden:  
https://power-shift.de/rechte-fuer- 
menschen-regeln-fuer-konzerne/

Mehr Informationen unter:  
https://stopisds.org/
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